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Politik des Kantons im Bereich neuer Einkaufszentren 

 

Anfrage 

Befund und Beweggründe 

Der Bericht Nr. 109 zum Postulat 2016.07 zur Politik des Kantons im Bereich der 
Einkaufszentren wurde am 16.02.09 behandelt. Bei dieser Gelegenheit verpflichtete sich der 
Staatsrat, in Bezug auf die Einkaufszentren das Ausführungsreglement zum Raumplanungs- 
und Baugesetz zu ergänzen und den kantonalen Richtplan zu ändern. 

Seither wurden mehrere Baubewilligungen für Einkaufszentren erteilt (Marly, Bulle usw.). Diese 
Dossiers waren zugegebenermassen schon lange Gegenstand von Verhandlungen und 
entsprachen den damals gültigen rechtlichen Vorgaben. Die staatlichen Dienststellen hatten 
somit keine Handhabe, um gegen die Bewilligungen vorzugehen. Die Debatten in den 
Gemeinden zeigten, dass die kommunale Legislative in gewissen Fällen gegen ein 
Einkaufszentrumprojekt war, doch waren ihr die Hände gebunden. Für die Gemeinde kam dies 
einer Niederlage der Demokratie gleich. 

Derzeit sind andere Einkaufszentrumprojekte in Verhandlung. Die Bauherren versprechen die 
Schaffung von (für die Freiburger Wirtschaft wenig attraktiven) Arbeitsplätzen und übernehmen 
auch die Kosten für die Infrastrukturen (Knoten, Zufahrten), sodass sich immer eine Gemeinde 
findet, die zum Schaden der anderen Gemeinden bereit ist, ein Einkaufszentrum zu empfangen. 
An dieser Stelle sei daran erinnert, dass 52 Gemeinden Zonen besitzen, auf denen laut 
Nutzungsbestimmungen Einkaufszentren gebaut werden können. Es muss deshalb befürchtet 
werden, dass die Vorgaben des Kantons zu spät kommen. 

Fragen 

1. Der Staatsrat verpflichtete sich, die Änderung des kantonalen Richtplans mit der Einführung 
des Themas Einkaufszentren innerhalb eines Jahres öffentlich aufzulegen. Dabei soll 
definiert werden, was als Einkaufszentrum gilt und welche Kriterien eine Zone erfüllen muss, 
damit in ihr Einkaufszentren vorgesehen werden können. Wie weit sind diese Arbeiten 
fortgeschritten? Kann die Frist eingehalten werden? 

2. Wie steht es mit dem Ausführungsreglement zum Raumplanungs- und Baugesetz? Wie 
lauten die neuen Bestimmungen für Einkaufszentren? Sind sie für neue Zentren unmittelbar 
anwendbar und welches sind die Folgen für die Gemeinden? 

3. Der Kanton schlug vor, die Gemeinden mit Arbeitszonen von kantonaler Bedeutung zu 
verpflichten, innerhalb von 2 Jahren die in den Gemeindereglementen zugelassene 
Verkaufsnutzung aufzuheben, und den Zonen ansonsten diesen Status abzuerkennen. Ist 
dieser kantonale Vorschlag in Kraft? Kann diese Bestimmung angewandt werden und, wenn 
ja, unter welchen Umständen? 

4. Bis die kantonalen Bestimmungen unter Dach und Fach und in den Gemeindereglementen 
ungesetzt sind, werden 2 bis 3 Jahre vergehen. Sollte der Staatsrat deshalb nicht ein 
Moratorium von 3 Jahren für die Errichtung von neuen Einkaufszentren verhängen, um 
sicherzustellen, dass die künftigen Zentren dem neuen kantonalen Recht entsprechen? 
Falls der Staatsrat ein Moratorium nicht für nötig erachtet, kann er garantieren, dass die 
neuen von ihm vorgesehenen Bestimmungen sofort anwendbar sind? 

5. Wie bei der Wirtschaftsförderung muss sich der Kanton auch im Bereich des Baus neuer 
Einkaufszentren aktiv einsetzen. Ist der Kanton bereit, die Gemeinden und Regionen bei 
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deren oft komplexen und schwierigen Verhandlungen mit den Bauträgern der 
Einkaufszentren zu unterstützen oder wird er sich darauf beschränken, die Einhaltung der 
Vorschriften zu kontrollieren? 

15. März 2010 

Antwort des Staatsrats 

1. Die Änderung des kantonalen Richtplans mit der Einführung des Themas «Grosse 
Verkehrserzeuger und Einkaufszentren» ist seit dem 2. April 2010 in Vernehmlassung. Sie 
dauert zwei Monate beziehungsweise deren drei für die Gemeinden. 

2. Das Ausführungsreglement vom 1. Dezember 2009 zum Raumplanungs- und Baugesetz 
(RPBR) trat zusammen mit dem Gesetz am 1. Januar 2010 in Kraft.  

Zwei Bestimmungen des RPBR betreffen ganz spezifisch die Einkaufszentren: Artikel 28 
Abs. 1 und 2 sowie Artikel 62 Abs. 2 und 3. Diese Bestimmungen gelten unmittelbar für 
neue Planungsinstrumente (Revision oder Änderung von Zonennutzungsplänen oder 
Detailbebauungsplänen) sowie für Bewilligungsgesuche, die nach dem 1. Januar 2010 
öffentlich aufgelegt werden (Art. 176 RPBG).  

Das heisst, die Gemeinden oder die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion können 
während des Baubewilligungsverfahrens die Erstellung eines Detailbebauungsplans 
verlangen, wenn die Bedingungen von Artikel 28 Abs. 2 RPBR erfüllt sind. Beim Begriff der 
Einkaufszentren im Zusammenhang mit der Anwendung von Artikel 62 RPBR stützt sich 
das Bau- und Raumplanungsamt auf die laufende Änderung des kantonalen Richtplans, der 
Projekte mit einer Verkaufsfläche von über 600 m2 als Einkaufszentrum definiert.  

Gemeinden, die ihren Zonennutzungsplan ändern wollen, um die Errichtung von neuen 
Einkaufszentren zu begrenzen, können gestützt auf Artikel 91 Abs. 1 RPBG ab der 
öffentlichen Auflage des Plans auf die negative Vorwirkung der Pläne verweisen oder unter 
Anwendung von Artikel 92 RPBG ein laufendes Verfahren aussetzen, wenn sie ihren 
Zonennutzungsplan in naher Zukunft ändern wollen. Das Verfahren für einen 
Detailbebauungsplan oder ein Baubewilligungsgesuch kann während maximal zwei Jahren 
ausgesetzt werden. 

3. Der Grundsatz, der mit der vorgeschlagenen Änderung des kantonalen Richtplans 
eingeführt werden soll, kann erst in Kraft treten, wenn der Staatsrat diese Änderung 
verabschiedet hat. Hingegen können die Gemeinden jetzt schon die Änderung ihres 
Zonennutzungsplans an die Hand nehmen – auch wenn die Änderung noch nicht 
verabschiedet wurde. Der Staatsrat hat beschlossen, einzig Arbeitszonen für Unternehmen 
mit hoher Wertschöpfung finanziell zu unterstützen; Einkaufszentren fallen nicht darunter. 
Zahlreiche Regionen sind daran, ihren regionalen Richtplan auszuarbeiten, und haben somit 
die Möglichkeit, die Frage der Einkaufszentren in diesem Rahmen zu behandeln. 

4. Der Staatsrat hat nicht vor, ein Moratorium zu verhängen. Er wird aber die 
Übergangsbestimmungen, die im kantonalen Richtplan vorgesehen sind, bei der 
Genehmigung der Änderung des kantonalen Richtplans eingehend prüfen.  

Es ist nicht möglich, die Umsetzung eines geltenden Zonennutzungsplans ohne Verfahren 
zu blockieren. Die unter dem Punkt 2 genannten Artikel des RPBG und RPBR sind indes 
jetzt schon anwendbar. 

5. Es sind keine spezifischen Massnahmen vorgesehen. Das kantonale Recht sieht vor, dass 
der Staat bei der Prüfung der Dossiers, die ihm unterbreitet werden (Zonennutzungspläne, 
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Detailbebauungspläne und Baugesuche), für die Umsetzung des geltenden Rechts und des 
kantonalen Richtplans sorgt. Die Planung liegt in der Kompetenz der Gemeinden. Indem der 
Kanton die anwendbaren Grundsätze im kantonalen Recht definiert und den kantonalen 
Richtplan angepasst hat, hat er seine Aufgabe erfüllt. 

Freiburg, den 26. Mai 2010 


